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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Anpassung der landwirtschaftlichen Erzeugung 
an die Erfordernisse des Marktes (Marktstrukturgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Eine Erzeugergemeinschaft im Sinne dieses 
Gesetzes ist der Zusammenschluß landwirtscbaft- 
licher Erzeugerbetriebe zu dem Zweck, ihre landwirt- 
schaftliche Erzeugung gemeinsam den Erfordernissen 
des Marktes anzupassen. 

(2) Landwirtschaft im Sinne dieses Gesetzes ist 
die landwirtschaftliche Bodenbewirtschaftung und 
die landwirtschaftliche Tierhaltung zur Gewinnung 
pflanzlicher oder tierischer Erzeugnisse. 

(3) Erzeugerbetriebe im Sinne dieses Gesetzes 
sind Betriebe, die die in Absatz 2 genannten Erzeug- 
nisse erzeugen oder gewinnen. 

§ 2 

Erzeugergemeinschaften und Erzeugerbetriebe, die 
Mitglieder einer Erzeugergemeinschaft sind, sind 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes zu fördern, 
wenn die Erzeugergemeinschaft von der zuständigen 
obersten Landesbehörde anerkannt ist. 

§ 3 

(1) Eine Erzeugergemeinschaft ist anzuerkennen, 
wenn sie folgende Voraussetzungen erfüllt: 

1. Sie muß eine juristische Person des Privat- 
rechts sein; 


2. sie darf keinen wirtschaftlichen Geschäfts- 
betrieb auf dem Gebiet des Bezuges oder 

Absatzes von Waren unterhalten; 

3. ihre Satzung muß Bestimmungen vorsehen 
über 

a) die Beschränkung der Tätigkeit der Er- 
zeugergemeinschaft auf ein landwirt- 
schaftliches Erzeugnis oder eine Gruppe 
verwandter lanwirtschaftlicher Erzeug- 
nisse, 

b) die Verpflichtung der Mitglieder, be- 
stimmte Erzeugungs- und Qualitäts- 
regeln einzuhalten, die ein gleichmäßi- 
ges Warenangebot sicherstellen, 

c) die Verpflichtung jedes Mitglieds, län- 
gerfristige Lieferverträge nach § 7 zur 
Anpassung der Erzeugung und des Ab- 
satzes an die Bedürfnisse des Marktes 
abzuschließen, 

d) die Überwachung der Einhaltung der 
Erzeugungs- und Qualitätsvorschriften 
und Lieferverträge durch das vertre- 
tungsberechtigte Organ, 

e) die Verhängung von Geldbußen bei 
schuldhaftem Verstoß gegen Mitglied- 
schaf tsp f li ch te n , 

f) die Voraussetzungen für den Erwerb 
und den Verlust der Mitgliedschaft, 
wobei die Kündigungsfrist für den Fall 
des Austritts zwei Jahre betragen muß, 

g) die Organe, ihre Aufgaben und die Art 
ihrer Beschlußfassung, wobei der Be- 
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Schluß über die Festlegung der Erzeu- 
gungs- und Qualitätsregeln (Buch- 
stabe b) zu seiner Wirksamkeit ent- 
weder der Zustimmung von zwei Drit- 
teln der Mitglieder mit der Hälfte der 
Produktionsmenge oder der Hälfte der 
Mitglieder mit zwei Dritteln der Pro- 
duktionsmenge bedarf, 

h) Beiträge und ihre Verwendung, 

i) die teilweise oder vollständige Frei- 
stellung ihrer Mitglieder von den Ver- 
pflichtungen im Falle höherer Gewalt; 

4. ihr muß eine Mindestzahl von Erzeuger- 
betrieben angehören; 

5. sie muß ferner eine Mindestanbaufläche 
oder Mindestproduktionsmenge eines 
landwirtschaftlichen Erzeugnisses oder 
einer Gruppe verwandter Erzeugnisse 
nachweisen; 

6. zur Gewährleistung eines wirtschaftlich 
rationellen räumlichen Zusammenschlusses 
darf sie nur Mitglieder aufnehmen, deren 
Betrieb in dem Gebiet eines oder mehrerer 
aneinandergrenzender Kreise eines Lan- 
des liegt. 

Die zuständige oberste Landesbehörde 
kann im Einzelfalle die räumliche Höchst- 
ausdehnung einer Erzeugergemeinschaft 
festlegen, 

(2) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bestimmt unter Berücksichtigung 
der regionalen Verhältnisse nach Anhörung des 
Zentralausschusses der deutschen Landwirtschaft mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung, 

1. welche landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
zu einer Gruppe verwandter landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse gehören (Absatz 1 
Nr. 3 Buchstabe a), 

2. wie viele Erzeugerbetriebe einer Erzeuger- 
gemeinschaft mindestens angehören müs- 
sen (Absatz 1 Nr. 4), 

3. welche Mindestanbaufläche oder Mindest- 
produktionsmenge eines landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisses oder einer Gruppe ver- 
wandter landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
erreicht werden muß (Absatz 1 Nr. 5). 

(3) Die Anerkennung kann widerrufen werden, 
wenn eine ihrer Voraussetzungen nicht mehr erfüllt 
ist. 

§ 4 

(1) Anerkannte Erzeugergemeinschaften und Er- 
zeugerbetriebe, die Mitglieder von anerkannten Er- 
zeugergemeinschaften sind, werden aus öffentlichen 
Mitteln des Bundes durch 

1. Beihilfen zu den gemeinschaftlich notwen- 
digen Erstinvestitionen, die der Herstel- 
lung einheitlicher Erzeugungsgrundlagen 
und Produktionsgestaltung dienen. 


2. Beihilfen für die notwendige Beratung und 
wirksame Qualitätskontrollen 

gefördert. 

(2) Die Beihilfen können als verlorene Zuschüsse 
oder zinsverbilligte Darlehen gewährt werden. Beide 
Arten der Beihilfen können auch nebeneinander ge- 
währt werden. 

(3) Beim Widerruf der Anerkennung (§ 3 Abs. 3) 
muß die Beihilfe ganz oder teilweise, mit 2 vom Hun- 
dert über dem jeweiligen Diskontsatz der Deutschen 
Bundesbank verzinst, zurückgezahlt werden. Der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten bestimmt durch Rechtsverordnung, unter 
welcher Voraussetzung die Beihilfe nur teilweise 
zurückzuzahlen ist. Dabei sind die gesamten Ver- 
hältnisse und die Entwicklung der Erzeugergemein- 
schaft zu berücksichtigen, insbesondere, wie lange 
die Voraussetzungen für die Anerkennung erfüllt 
waren und in welchem Umfange durch die gewähr- 
ten Beihilfen ein dem Zweck dieses Gesetzes ent- 
sprechender Erfolg erzielt wurde. 


§ 5 

(1) Anerkannte Erzeugergemeinschaften, die das 
gleiche landwirtschaftli^e Erzeugnis oder die 
gleiche Gruppe verwandter Erzeugnisse erzeugen 
oder gewinnen, können sich zu einer Arbeitsgemein- 
schaft zusammenschließen. 

(2) Eine Arbeitsgemeinschaft hat die Aufgabe, 
durch Unterrichtung und Beratung bei den Erzeuger- 
gemeinschaften darauf hinzuwirken, daß die Erzeu- 
gung an die Erfordernisse des Marktes angepaßt 
wird. Sie hat insbesondere die Anwendung einheit- 
licher Erzeugungs- und Qualitätsregeln und Liefer- 
verträge zu fördern. 

§ 6 

(1) Bei den zuständigen obersten Landesbehör- 
den sind in Zusammenarbeit mit den beteiligten 
Wirtschaftsgruppen für jedes landwirtschaftliche Er- 
zeugnis oder für jede Gruppe verwandter landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse Marktbeiräte zu bilden, die 
sich wie folgt zusammensetzen: 

6 Vertreter der Arbeitsgemeinschaften, 

3 Vertreter der landwirtschaftliche Erzeugnisse be- 
arbeitenden oder verarbeitenden Wirtschaft oder 
des Handels mit landwirtschaftlichen Erzeugnis- 
sen, 

3 Vertreter der Verbraucherschaft, 

1 Vertreter der Landesregierung. 

(2) Die Marktbeiräte haben die Aufgabe, 

1. Musterverträge zu erarbeiten, 

2. mindestens zweimal im Jahr zur Beratung 
der Marktlage, insbesondere der Preis- 
entwicklung zusammenzutreten. 
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(3) Die Vertreter der beteiligten Wirtschafts- 
gruppen sind in den Marktbeiräten ehrenamtlich 
tätig. Sie haben Anspruch auf Erstattung der Un- 
kosten. 

§ 7 

(1) Ein Unternehmen, dessen Geschäftsbetrieb 
auf den Bezug, den Absatz, die Be- oder Verarbei- 
tung landwirtschaftlicher Erzeugnisse im Sinne die- 
ses Gesetzes gerichtet ist, ist ohne Rücksicht auf 
seine Rechtsform nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes zu fördern, wenn es folgende Voraussetzxin- 
gen erfüllt: 

1. Es muß mit Mitgliedern einer oder meh- 
rerer anerkannter Erzeugergemeinschaften 
längerfristige Lieferverträge abschließen, 
die Bestimmungen vorsehen über 

a) die Dauer des Vertrags, 

b) die Kündigungsfristen, 

c) die Mindest- oder Festmengen der zu 
liefernden und abzunehmenden Er- 
zeugnisse, 

d) den Ort und Zeitpunkt der Lieferung, 

e) Vereinbarungen über die an die Erzeu- 
ger zu zahlenden Preise unter Berück- 
sichtigung der Marktlage und der Qua- 
lität, 

f) eine rechtzeitige Information bei grö- 
ßeren Änderungen seines Betriebspro- 
gramms, 

g) die anzuwendenden allgemeinen Ge- 
schäftsbedingungen, 

h) die teilweise oder vollständige Frei- 
stellung der Vertragspartner von ihren 
Verpflichtungen im Falle höherer Ge- 
walt; 

2. es muß eine Mindestmenge eines landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisses oder einer 
Gruppe verwandter landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse aufgrund der Lieferverträge 
mit Mitgliedern einer oder mehrerer aner- 
kannter Erzeugergemeinschaften abneh- 
men; 

3. die Lieferverträge mit Mitgliedern einer 
anerkannten Erzeugergemeinschaft müs- 
sen für eine bestimmte Mindestdauer ab- 
geschlossen sein; 

4. es muß laufend Qualitätsprüfungen seiner 
Erzeugnisse durchführen. 

(2) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bestimmt nach Anhörung des 
Zentralausschusses der deutschen Landwirtschaft 
und der beteiligten Wirtschaftskreise des Handels 
und der landwirtschaftliche Erzeugnisse bearbeiten- 
den oder verarbeitenden Wirtschaft mit Zustim- 
mung des Bundesrates durch Rechtsverordnung, 

1. welche Mindestmengen eines landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisses oder einer 
Gruppe verwandter landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse abgenommen werden müssen 
(Absatz 1 Nr. 2), 


2. welche Mindestmenge die abzuschließen- 
den Anbau- und Lieferverträge je nach 
der Art des betreffenden landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisses haben müssen (Ab- 
satz 1 Nr. 3). 

§ 8 

(1) Unternehmen, die die Voraussetzungen des 
§ 7 erfüllen, werden aus öffentlichen Mitteln des 
Bundes durch 

1. einmalige Beihilfen für notwendige Erst- 
investitionen (Investitionshilfe) , 

2. Beihilfen zur Deckung der Betriebskosten 
der ersten isechs Monate (Starthilfe) 

gefördert. 

(2) Die Investitionshilfe kann als verlorener Zu- 
schuß oder zinsverbilligtes Darlehen gewährt wer- 
den. Beide Arten der Investitionshilfe können auch 
nebeneinander gewährt werden. 

(3) Die Starthilfe wird als zinsverbilligtes Dar- 
lehen gewährt. Sie wird nur gewährt, soweit das 
Unternehmen nicht in der Lage ist, aus eigener Kraft 
die Betriebskosten zu tragen. 

(4) Sind die Voraussetzungen des § 7 nicht mehr 
erfüllt, so muß die Beihilfe ganz oder teilweise, mit 
2 vom Hundert über dem jeweiligen Diskontsatz der 
Deutschen Bundesbank verzinst, zurückgezahlt wer- 
den. Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bestimmt durch Rechtsverord- 
nung, unter welchen Voraussetzungen die Beihilfe 
nur teilweise zurückzuzahlen ist. Dabei sind die ge- 
samten Verhältnisse und die Entwicklung des Unter- 
nehmens und die Lieferverträge mit den Mitgliedern 
der Erzeugergemeinschaften zu berücksichtigen, ins- 
besondere, wie lange die Voraussetzungen des § 7 
erfüllt waren und in welchem Umfange durch die 
gewährten Beihilfen ein dem Zweck dieses Gesetzes 
entsprechender Erfolg erzielt wurde. 

§ 9 

(1) Unternehmen, die die Voraussetzungen des 
§ 7 erfüllen, erhalten aus öffentlichen Mitteln des 
Bundes je Einheit der aufgrund der Lieferverträge 
(§ 6 Abs. 1 Nr. 1) veräußerten landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse ©ine Strukturverbesserungsprämie, 
deren Höhe nach Qualitäten gestaffelt ist. 

(2) Das Unternehmen hat die Prämie in voller 
Höhe zusätzlich zum erzielten Marktpreis an den je- 
weiligen Erzeugerbetrieb auszuzahlen. 

(3) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bestimmt im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen nach Anhörung 
des Zentralausschusses der deutschen Landwirtschaft 
durch Rechtsverordnung die Höhe der Prämie je 
nach Art des landwirtschaftlichen Erzeugnisses so- 
wie die für die Anspruchsberechtigung zu führenden 
Nachweise. Die Prämie beträgt im ersten Jahr höch- 
sten 5 vom Hundert des Umsatzes und ist linear de- 
gressiv zu gestalten. 
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(4) Die Gewährung von Strukturverbesserungs- 
prämien läuft am 31. Dezember 1969 aus. 

§ 10 

(1) Die zuständigen Behörden können zur Durch- 
führung der ihnen nadi diesem Gesetz o'der durch 
Rechts Verordnung aufgrund dieses Gesetzes über- 
tragenen Aufgaben von juristischen Personen und 
nicht rechtsfähigen Personenvereinigungen die er- 
forderlichen Auskünfte verlangen. 

(2) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung be- 
zeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(3) Die nach §§ 1 und 2 erlangten Kenntnisse und 
Unterlagen dürfen nicht für ein Besteuerungsver- 
fahren verwendet werden. Die Vorschriften der 
§§ 175, 179, 188 Abs. 1 und des § 189 der Reichs- 
abgabenordnung über Beistands- und Anzeigepflich- 
ten gegenüber den Finanzämtern gelten insoweit 
nicht. 

§ 11 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig entgegen § 10 eine Auskunft nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig er- 
teilt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor- 
sätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
zwanzigtausend Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig 
begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu zehntausend 
Deutsche Mark geahndet werden. 

§ 12 

(1) Die Bußgeldvorschrift des § 11 gilt auch für 
denjenigen, der als vertretungsberechtigtes Organ 
einer juristischen Person, als Mitglied eines solchen 
Organs oder als gesetzlicher Vertreter eines ande- 
ren handelt. Dies gilt auch dann, wenn die Rechts- 
handlung, welche die Vertretungsbefugnis begrün- 
den sollte, unwirksam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung des 
Unternehmens oder eines Teiles des Unternehmens 
eines anderen beauftragt oder von diesem ausdrück- 
lich damit betraut ist, in eigener Verantwortung 
Pflichten zu erfüllen, die dieses Gesetz oder die auf- 
grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnun- 
gen auferlegen. 

§ 13 

(1) Begeht jemand in einem Unternehmen eine 
nach § 1 1 mit Geldbuße bedrohte Handlung, so kann 
gegen den Inhaber oder Leiter des Unternehmens 
oder den gesetzlichen Vertreter des Inhabers, gegen 


ein Mitglied des zur gesetzlichen Vertretung beru- 
fenen Organs einer juristischen Person oder einen 
vertretungsberechtigten Gesellschafter einer Per- 
sonenhandelsgesellschaft eine Geldbuße festgesetzt 
werden, wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig ihre 
Aufsichtspflicht verletzt haben und der Verstoß 
hierauf beruht. 

(2) Die Höhe der Geldbuße beträgt bei vorsätz- 
licher Aufsichtspflichtverletzung bis zu zehntausend 
Deutsche Mark, bei fahrlässiger Aufsichtspflichtver- 
letzung bis zu fünftausend Deutsche Mark. 


§ 14 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs einer juristi- 
schen Person oder als vertretungsberechtigter Ge- 
sellschafter einer Personenhandelsgesellschaft eine 
nach § 1 1 mit Geldbuße bedrohte Handlung, so kann 
auch gegen die juristische Person oder die Personen- 
handelsgesellschaft eine Geldbuße festgesetzt wer- 
den. 

(2) Ist eine Ordnungswidnigkeit nach § 11 be- 
gangen worden, so ist die Geldbuße nach dieser 
Vorschrift zu bestimmen. 


§ 15 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in sei- 
ner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter 
einer mit Aufgaben aufgrund dieses Gesetzes be- 
trauten Stelle bekanntgeworden ist, unbefugt offen- 
bart, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei JMiren; daneben kann auf 
Geldstrafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, 
wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, un- 
befugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 16 

(1) Mit Inkrafttreten, dieses Gesetzes werden alle 
Bestimmungen über Förderungsmaßnahmen der 
horizontalen und vertikalen Verbundwirtschaft, die 
mit diesem Gesetz nicht im Einklang stehen, auf- 
gehoben. 

(2) Auf den Anwendungsbereich dieses Gesetzes 
findet das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1081) 
keine Anwendung. 
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§ 17 

(1) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten kann die ihm in diesem Gesetz 
erteilten Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen auf die zuständigen obersten Landes- 
behörden übertragen. 

(2) Die Landesregierungen können durch Rechts- 
verordnung die nadi diesem Gesetz den zuständigen 
obersten Landesbehörden zugewiesenen Aufgaben 
auf eine andere Behörde des Landes übertragen. 


§ 18 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I. S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 19 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1965 in Kraft. 


Bonn, den 8. Dezember 1964 


Erler und Fraktion 



